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Grosser Gemeinderat
Sonnenfelsstrasse 4, 3700 Spiez
Tel. 033 655 33 15
gemeindeschreiberei@spiez.ch

Auszug aus dem Protokoll des Grossen Gemeinderates vom 24. Juni 
2024

224 061.04 Initiativen (Gemeinde)
Initiative Senkung Steueranlage / Verabschiedung zu Handen Volksabstimmung

Marianne Schlapbach, 1. Vizepräsidentin des GGR übernimmt von Urs Eggerschwiler die Sit-
zungsleitung bei diesem Geschäft.

Ausführungen des Gemeinderates

Ursula Zybach: Die Finanzen sind im Gemeinderat praktisch an jeder Sitzung ein Thema. Man 
kauft etwas, überlegt sich ein neues Projekt, man verändert Sachen. Es geht immer um Finanzen. 
Budget / Rechnung kommen im Gemeinderat nicht nur einmal pro Jahr vor, sondern mehrmals, in 
mehreren Schritten. Die langfristige Planung wird angeschaut, die Investitionen werden ange-
schaut, Dies wird immer wieder im Auge behalten. Der Gemeinderat kümmert sich recht viel um 
das Thema Finanzen. Im stillen Kämmerlein machen sich ganz viele Gedanken darüber. Es gab 
Phasen, wo man wesentlich mehr in den Finanzausgleich leisten musste, was auch Kummer berei-
tete. Bei entsprechenden Aufgaben und Planungen musste man über die Bücher. Jedes Konto 
wurde überprüft. Man hat sich Gedanken gemacht, wie man Spiez qualitativ weiterhin gut entwi-
ckeln und trotzdem sparen kann. Sie ist froh, dass dieser Teil hinter uns liegt. Nach der Rechnung 
2022 wurden Gedanken über eine Steuersenkung gemacht. Zum dritten Mal in Serie sind die Ein-
nahmen gestiegen, steuerseitig. Man will möglichst genau budgetieren und ist hier auch sehr inten-
siv dran. Man kann nicht auf Vorrat sagen, dass noch einige veranlagt werden und anschliessend 
Geld fliesst. Im Jahr 2023 sind CHF 3,5 Mio. mehr Steuergelder eingegangen als budgetiert. Dies 
kann nicht budgetiert werden. Nach den Überlegungen im Jahr 2022 hat die Steuersenkung nicht 
gepasst. Sofern jedoch die Entwicklung so weitergeht, könnte dies ein Thema sein. Es braucht 
sicher nicht mehr Einnahmen als Ausgaben, welche benötigt werden. Ein grosser Dank geht an die 
ganze Verwaltung. Wenn hier die Rechnung vorgestellt wird, ist dies die Arbeit von Allen der Ver-
waltung. Diejenigen, die seriös und zuverlässig budgetieren. Die Einführung des 3-Jahresmittel, 
bei welchem begründet werden muss, warum es Abweichungen gibt. Alle auf der Gemeinde ma-
chen einen Riesenjob. In der Rechnung gibt es weder ein Dezemberfieber auch im Januar wird 
nicht mehr Geld ausgegeben. Es wird seriös umgegangen mit Geld und sehr sparsam. In den letz-
ten Jahren hat man sich immer wieder um Prozesse gekümmert. Wie wird budgetiert, wie kann 
optimal das Geld umgesetzt werden. Wie kommt man mit den Investitionen klar, wie viel davon 
kann nicht zum gewünschten Zeitpunkt realisiert werden, da die Prozesse auch umfangreicher 
wurden. Zum Teil musste man bei Verfahren lange warten. Es geht immer auch darum, dass Ein-
nahmen und Ausgaben im Gleichgewicht sind. Auch dass Spiez weiterentwickelt werden kann, 
dass qualitativ gute Angebote vorhanden sind und, dass der Bevölkerung viel geboten werden 
kann. Anschliessend kam die Motion im November. Es war verlockend, die Motion umzusetzen. 
Einerseits hat man die Rechnung 2022, welche gut ist, andererseits weiss man, dass die 2,2 Mio. 
Franken aufgrund der Neubewertung der Liegenschaften im Finanzvermögen, welche bis 2025 
virtuell vorhanden sind. Anschliessend fallen diese weg. Der Gemeinderat will keine «Hüst und 
Hott-Steuerpolitik» machen. Nicht jetzt runter und in zwei Jahren wieder nach oben. Es ist auch 
unverantwortlich am Ende einer Legislatur dies dem neuen Gemeinderat zu überlassen. Der Ge-
meinderat war restriktiv und war sich einig, dass dies verantwortungslos wäre. Im April hat der Ge-
meinderat die Zahlen 2023 erhalten. Dort gab es Veränderungen, einerseits die Steuernachzahlun-
gen, die zeigen, dass auf ein grösseres Steuersubstrat zurückgegriffen werden kann. Dies ist ein 
einmaliger Effekt. Mit dem Blick nach vorne, fünf Jahre oder noch mehr, wie sind die Tendenzen, 
was weiss man, wie sehen die Zahlen von Bund und Kanton aus. Der Gemeinderat war sich einig, 
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dass ein Gegenvorschlag gemacht werden kann, mit einer moderaten Steuersenkung. Die Rech-
nungsabschlüsse sind besser ausgefallen als budgetiert. Gegenüber dem Budget von 13,8 Mio. 
Franken sind diese 2,8 Mio. Franken besser ausgefallen pro Jahr. Der Grund sind höhere Steuer-
erträge (dies ist auch Glück und Pech, dies kann nicht genau eingeschätzt werden) und tieferer 
Kostenanstieg in den kantonalen Lastenausgleichssystemen. Es hatte weniger Investitionen, was 
unlöblich ist, aber verbessert wurde in letzter Zeit. Der Vergleich zwischen Budget und Rechnung, 
dies wird in der Initiative ganz klar hervorgestrichen. Dies ist eine Differenz zwischen Planung und 
dem echten Leben. Am Schluss zählt was ist wirklich passiert in der Rechnung. Entscheidend sind 
die Rechnungen, welche entscheiden, ob eine Gemeinde weiterkommt oder nicht. Die positiven 
Ergebnisse ab 2021, welche stark geprägt sind durch die Entnahmen aus der Neubewertungsre-
serve der Liegenschaften des Finanzvermögens. Dies ist eine Fünf-Jahresgeschichte, welche zu 
Ende geht. Ein verantwortungsvoller Gemeinderat muss sich hier überlegen, ob dies rein zahlen-
mässig kompensiert werden kann. Man hat ein hohes Investitionsvolumen, man hat Nettoinvestitio-
nen, welche höher sind als in den letzten Jahren, nämlich 54 Mio. Franken. Das heisst 9 Mio. Fran-
ken, welche jährlich realisiert werden. Der Gemeinderat ist der Überzeugung, dass dies gestemmt 
werden kann. Es wäre ausserordentlich schade und dramatisch, wenn Schulhaussanierungen, 
Weiterentwicklungen beim pädagogischen Zentrum Hofachern nicht gemacht werden und gespart 
wird. Wer spart, wenn Steuern gesenkt werden. Dies sind die, die viel haben. Ganz viele Spieze-
rinnen und Spiezer bezahlen keine bis praktisch wenig Steuern. Diejenigen merken nichts von der 
Steuersenkung. Bei den wirklich guten Steuerzahlenden wird’s einschenken. Man muss sich be-
wusst sein, wenn der Steuerfuss verändert wird, ist dies nicht für alle dasselbe. Die Einwohnerzah-
len von Spiez sind kontinuierlich gestiegen, dies wirkt sich auf die Investitionen aus, welche getä-
tigt werden müssen. Die Liegenschaften, die Strassen, es gibt mehr Abnutzung, es passiert mehr 
damit und es gibt natürlich auch mehr Steuerertrag. Man hat ein Volumen, wo darauf basierend 
eine Steuersenkung gemacht werden kann. Die Reserven betragen 29,3 Mio. Franken, der Bilanz-
überschuss und die finanzpolitische Reserve sind eine Basis, mit welcher gearbeitet werden kann. 
Der Gemeinderat will eine langfristige Politik, kein «Hüst und Hott». Keine unnötigen Risiken ein-
gehen, die dazu führen, dass Aufgaben und Projekte analysieren, verändern und aus finanzpoliti-
schen Gründen Investitionen oder Leistungen kürzen. Deshalb der Gegenvorschlag des Gemein-
derates. Damit werden der Gemeinde rund 600'000 Franken pro Jahr entzogen. Der Gemeinderat 
hat den Eindruck, dass dies tragbar ist und ist der Ansicht, dass die 1 Mio. Franken, wenn auf die 
Initiative eingetreten würde, zu viel ist. Der Gemeinderat will die Initiative auf 1.60 Steuereinheiten 
ablehnen und dies aus folgenden Gründen: Das Investitionsvolumen von 54 Mio. Franken im steu-
erfinanzierten Haushalt ist viel und Investitionen können nicht mit eigenen Mitteln finanziert werden 
und die Verschuldung würde ansteigen. Mit der Annahme der Initiative würden rund 400'000 Fran-
ken an Steuerausfällen zu verzeichnen sein. Der Gegenvorschlag würde eine mittel- und langfristi-
ge konstante Steueranlage beinhalten. Die Reserve von 400'000 Franken ist wichtig. 

Stellungnahme der GPK

Bernhard Kopp: Zusammen mit Andreas Blaser hat er das Geschäft am 4. Juni 2024 bei Matthias 
Schüpbach geprüft. Die GPK hat das Geschäft am 12. Juni 2024 behandelt und empfiehlt, auf das 
Geschäft einzutreten. 

Eintreten

Das Eintreten ist unbestritten.

Marianne Schlapbach gibt im Sinne einer Vorbemerkung bekannt, dass die Behandlung der In-
itiative formalrechtlich korrekt sein muss, unter Anwendung der Artikel der Gemeindeordnung und 
der Geschäftsordnung des GGR. Demnach gelten Art. 38 der Geschäftsordnung des GGR und Art. 
30 der Gemeindeordnung, wie eine solche Initiative formalrechtlich korrekt behandelt wird. Zuerst 
gibt es eine Diskussion über die Initiative. Die Diskussion wird auch offen sein für Voten zum An-
trag des Gemeinderates. Nach Abschluss dieser Diskussion wird über die Initiative abgestimmt. 
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Das Resultat wird die Empfehlung des GGR an die Stimmberechtigten sein. Wenn die Empfehlung 
zur Initiative positiv lautet, ist das Traktandum beendet. Wenn die Empfehlung des GGR an die 
Stimmberechtigten negativ zur Initiative lautet, gibt es eine neue offene Diskussion über den Ge-
genvorschlag des Gemeinderates. Als Basis zur Diskussion dient der schriftlich vorliegende Ge-
genvorschlag. Der GGR hat bei dieser Diskussion alle Freiheiten für eine Abänderung des Gegen-
vorschlages. Zum Schluss gibt es eine finale Abstimmung über diesen Gegenvorschlag. Dieses 
Abstimmungsresultat ist die Empfehlung des GGR an die Stimmberechtigten. Im Februar 2025 
werden die Stimmberechtigten in jedem Fall über die Initiative befinden. Über den Gegenvorschlag 
werden die Stimmberechtigten nur dann befinden, wenn der GGR diesen zur Annahme empfiehlt. 
Der Gegenvorschlag würde den Stimmberechtigten gleichzeitig mit der Initiative unterbreitet. Beide 
Anträge liegen vor und werden in dieser Reihenfolge behandelt.

Diskussion über die Initiative

Fraktionssprecher

Urs Eggerschwiler (SVP): Die SVP-Fraktion hat erfreut vom Bericht des Gemeinderates Kenntnis 
genommen. Es sind einige der Argumente des Initiativkomitees aufgenommen worden. Der Ge-
meinderat hält nun eine Steuersenkung auch für opportun. Den Medien konnte entnommen wer-
den, dass der Gemeinderat dies auch ohne Initiative vorgeschlagen hätte. Die Jahresrechnung 
2023 konnte trotz rekordhohen Investitionen von CHF 7.1 Mio. wie schon die letzten sieben Jahre 
mit einem erheblichen Überschuss abgeschlossen werden. Es stimmt, dass es nicht die Differenz 
zwischen Budget und Rechnung ist, sondern der dauernde Überschuss war es, welchen die Initi-
anten veranlasst hat, die Initiative zu ergreifen. Im Durchschnitt konnten seit 2017 pro Jahr CHF 
2.5 Mio. Bilanzüberschuss erzielt und CHF 1.4 Mio. in die finanzpolitische Reserve eingelegt wer-
den. Diese beiden Werte werden zusammengelegt. In den letzten sieben Jahren stieg der Bilanz-
überschusszuwachs um CHF 13.7 Mio. und die finanzpolitischen Reserven um CHF 9.7. Mio. So-
mit betragen die Reserven CHF 29.4 Mio. Dies sind fast 15 Steuerzehntel. Andere Gemeinden, 
wie die Stadt Bern leben von 2 – 4 Steuerzehnteln Reserve. Man hat aber wieder Steuereinnah-
men auf Vorrat eingenommen. Man konnte lesen, dass mehr Steuereinnahmen verzeichnet und 
weniger in den Lastenausgleich einbezahlt werden musste. Trotz rekordhohen Investitionen konnte 
das Investitionsbudget wieder nicht ausgeschöpft werden. Der Gemeinderat argumentiert mit den 
anstehenden Investitionen. Diese werden vom Initiativkomitee nicht in Frage gestellt. Schulhäuser 
müssen renoviert und Infrastrukturen müssen erneuert werden. Wenn man aber die letzten sieben 
Jahre betrachtet, welche der geplanten Investitionen auch wirklich umgesetzt wurden. Der Umset-
zungsgrad konnte dank des letzten Jahres auf 61 % verbessert werden. Letztes Jahr konnte tat-
sächlich über 90 % erreicht werden. Wenn man die letzten Jahre betrachtet, sind die vorgesehe-
nen CHF 54 Mio. an geplanten Investitionen in den nächsten Jahren nicht realistisch. Wenn man 
die 61 % nimmt, würden ca. CHF 33 Mio. anfallen. Dies entspricht ca. CHF 5.5 Mio. pro Jahr, wel-
che problemlos selbst finanziert werden können. Es spricht auch nichts dagegen, warum der 
Selbstfinanzierungsgrad, welcher in den letzten sieben Jahren im Durchschnitt 160 % betrug, nicht 
auch wie in der Zielspanne vorgesehen zwischen 80 – 100 % betragen kann. Eine Umsetzung von 
100 % des vorgesehenen Investitionsvolumens ist nicht realistisch und wurde auch noch nie er-
reicht. Nicht alle geplanten Investitionen sind vorgeschriebene Gemeindeaufgaben. Es gibt auch 
freiwillige Investitionen, wo man in die Zukunft investiert (z. B. pädagogisches Zentrum Hofachern 
mit CHF 13 Mio.). Dies ist eine Investition und keine Ausgabe und kann auch anders berücksichtigt 
werden. Im Bericht steht, dass die Budgetgenauigkeit verbessert wurde. Das Gegenteil ist der Fall. 
Das diesjährige Ergebnis mit CHF 3.8 Mio. ist der absolute Rekord und keine Verbesserung der 
Budgetgenauigkeit. Wenn man die Steuereinnahmen zwischen 2017 - 2023 betrachtet, betragen 
die Zunahmen 25.8 % oder CHF 8.4 Mio. Dadurch konnten die Reserven auf CHF 29.4 Mio. ge-
steigert werden. Es ist sinnvoll, ein Polster zu haben, dies wird auch angestrebt, aber noch mehr 
Polster auf die Kosten der Steuerzahlenden anzuhäufen, wäre nicht gut. Die Steuererträge steigen 
(im letzten Jahr auf CHF 41 Mio.). Aber auch die prognostizierten Steuereinnahmen für die nächs-
ten Jahre rechnen mit einem Mehrertrag von CHF 100'000 pro Steuerzehntel. Wenn man nun 
einen Steuersatz von 1.6 nimmt, bedeutet dies Steuereinnahmen von plus CHF 1.6 Mio. pro Jahr. 
Wenn man dies hochrechnet, noch ohne Mehrerträge aus der 13. AHV-Rente würden die Steuern 
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bis ins Jahr 2029 bis auf CHF 49 Mio. steigen und dies bereits mit einer Steueranlage von 1.6 und 
nicht von 1.65 Einheiten. Die Initiative entzieht dem Haushalt kein Geld. Es führt dem Haushalt we-
niger finanzielle Mittel zu. Die CHF 0.4 Mio. aus der 13. AHV-Rente kommen noch dazu. Die stabi-
len Steuern auch langfristig zu halten ist auch das Anliegen der Initianten. Man will kein hin und 
her. Es wird angestrebt, dass der Steuersatz langfristig gleich bleibt. Man ist aber überzeugt, dass 
dies mit dem Ansatz von 1.6 erreicht werden kann. Man darf nicht vergessen, dass man auch rea-
gieren kann, wenn das Umfeld schlechter wird. Es ist nicht das Ziel den Steuersatz andauernd zu 
ändern. Mit den Reserven und den prognostizierten Steuerentwicklungen liegt eine moderate Steu-
ersenkung auf 1.6 Einheiten durchaus drin. Er bittet deshalb, die moderate Initiative mit der um-
schriebenen Steueranlage von 1.6 zu unterstützen und den Stimmberechtigten eine einfache und 
verständliche Vorlage vorzulegen. Damit hat der Stimmberechtigte eine einfache Auswahl. Man 
sollte den Mut haben für Spiez attraktivere steuerliche Rahmenbedingungen zu schaffen. Die Be-
völkerung und das Gewerbe wären dankbar. Es ist richtig, dass nur derjenige spart, welcher auch 
Steuern bezahlt. Deshalb stimmt die Aussage, dass derjenige, welcher keine Steuern bezahlt auch 
nicht von dieser Initiative profitiert. 

Andrea Frost (FDP): Sie ist sich bewusst, dass sie auch mit den besten Argumenten auf verlore-
nem Posten steht. Die Meinungen sind gemacht. Das bürgerliche Komitee war gezwungen die 
Form der Initiative zu ergreifen. Über 1'000 Stimmberechtigte unterstützen dieses Begehren. Es 
handelt sich um Personen mit verschiedenen politischen Ausrichtungen. Die Initiative ist berech-
tigt. Auch die FDP-Fraktion spricht sich nicht für Steuersenkungen um jeden Preis aus. Die Ge-
meinde soll auch nicht ausgetrocknet werden. Aufgrund der klaren Zahlen ist man verpflichtet, hier 
etwas vorzukehren. Die Gemeinde oder die Verwaltung sollen in keiner Weise geschädigt oder 
negativ dargestellt werden. Diese Steuersenkung auf 1.6 wird keine Steuerausfälle bringen, son-
dern weniger Zunahme an Steuererträgen. Über 1'000 Stimmberechtigte haben dieses Anliegen 
unterstützt. Diese können auch rechnen und wissen, dass es an der Zeit ist, etwas zu unterneh-
men. Im Februar 2022 hat sie eine Motion zu diesem Thema eingereicht, welche deutlich abge-
lehnt wurde. Dem Gemeinderat sollte die Möglichkeit gegeben werden, eine Vorlage zwischen 1.5 
und 1.6 vorzulegen. Es wurde jedoch nichts unternommen. Sie glaubt aber Ursula Zybach, dass 
sie sich dieses Thema in der Zwischenzeit überlegt hat. Der Gemeinderat hätte schon lange etwas 
in dieser Richtung unternehmen müssen. Sie möchte zu den Steuern noch einige Zahlen liefern, 
damit man sieht, wo man eigentlich steht. Wenn man ein verheiratetes Paar mit zwei Kindern, re-
formiert, einem Vermögen von CHF 10'000 und einem Einkommen von CHF 50'000 und CHF 
70’000 nimmt, bezahlt man in diesen Gemeinden folgende Steuern

Einkommen 50'000 70’000

Spiez CHF 8’006 CHF 12’200
Wettingen CHF 2’986 CHF  6’006
Bottmingen CHF    212 (Kirche) CHF  1’621
Zürich CHF 3’286 CHF  6’410

Man kann nun ausführen, dass Spiez viel schöner ist mit Bergen und See, aber irgendwann reicht 
dies nicht mehr. Man muss in Zukunft auch schauen, dass man eine gute Durchmischung hat. Man 
möchte nicht nur Hochverdienende und Grossindustrie hier haben. Man ist es allen Leuten schul-
dig, dass diese aus ihrem Geld etwas machen können. 

Andreas Blaser (EVP): Die EVP-Fraktion steht für eine langfristige Planung und lehnt deshalb die 
Initiative ab und unterstützt den Gegenvorschlag des Gemeinderates mit einer Senkung der Steu-
eranlage auf 1.62 Einheiten. Die Entwicklung der Steuereinnahmen der letzten Jahre erlauben 
eine moderate Senkung. Das zusätzliche Prozent an Steuereinnahmen aus der 13. AHV-Revision 
verschafft noch zusätzlichen Spielraum. Anderseits stehen Nettoinvestitionen in den nächsten fünf 
Jahren von CHF 54 Mio. an. In den Unterlagen steht, dass diese nicht mit den eigenen Mitteln ge-
tätigt werden können und eine Neuverschuldung auslösen. Dies sollte vermieden werden. Das 
Angebot der Initianten bei einer Verschlechterung der finanziellen Lage auch über eine Erhöhung 
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der Steueranlage zu diskutieren, wird gerne zur Kenntnis genommen. Es überfordert jedoch die 
Vorstellungskraft, dass das gleiche Komitee Unterschriften sammelt. 

Barbara Feuz (SP): Die SP-Fraktion wird die Initiative auch ablehnen. Die Steuern sollen in einem 
guten Preis-/Leistungsverhältnis zwischen Kosten und Nutzen für alle Spiezerinnen und Spiezer 
sein. Im Vergleich mit umliegenden Gemeinden liegt Spiez nicht mit den höchsten Steuern vorne. 
Für wen und was bezahlt man eigentlich Steuern? Die Gemeinde saniert Strassen, Abfallentsor-
gung, Schulhaussanierungen oder -Neubauten, Turnhallen und Sportanlagen, Tagesschule, Fach-
stelle Familie, Fachstelle 60+, Spielplätze, SpiezInfo etc. Diese Aufzählung ist nicht komplett, zeigt 
aber auf, was der konkrete Gegenwert für die Steuern ist, welche wir alle mithelfen zu zahlen. Man 
zahlt Steuern für die Infrastruktur der Gemeinde und die Lebensqualität für Spiez, also für uns. 
Steuern bezahlen bedeutet auch Vertrauen in eine funktionierende Gemeindeverwaltung. Vertrau-
en, dass mit den Steuergeldern sinnvoll und verantwortungsvoll umgegangen wird. Die SP-Frakti-
on vertraut in die Gemeinde mit ihren Fachpersonen und der Einschätzung des Gemeinderates, 
dass eine Steuersenkung von 1.65 auf 1.62 sinnvoll und eine Senkung auf 1.60, wie von den Initi-
anten gefordert, zu riskant ist. Insbesondere, dass bereits durch die Senkung der Liegenschafts-
steuern ca. CHF 600'000 jährlich weniger zur Verfügung stehen. 

Josef Zahner (GS): Die GS-Fraktion dankt für die sorgfältige Vorbereitung dieses Geschäfts. Mit 
der Initiative werden Zahlen erwähnt, welche den Gesamthaushalt betreffen. Grundsätzlich sollten 
die Zahlen des allgemeinen Haushalts betrachtet werden. Die Gemeinde Spiez hat einen riesigen 
Investitionsstau. Wenn man in den kommenden Jahren den Rückstau aufholen will, müssen nicht 
wie vorhin erwähnt CHF 5.5 Mio. pro Jahr, sondern wie von Ursula Zybach aufgezeigt, rund CHF 9 
Mio. investiert werden. Seit fünf Jahren wartet man, dass etwas passiert. Ein dringend notwendi-
ges Beispiel wäre die Sanierung des Bucht Kiosks (Pura Vida). Die Gemeinde muss mehr als die 
im Jahr 2023 investierten CHF 7.1 Mio. aufbringen. Diese Differenz kann die Gemeinde nicht 
selbst stemmen. Der Buchgewinn von CHF 2.2 Mio. jährlich ist nur bis ins Jahr 2025 vorhanden. 
Danach werden diese Mittel fehlen. Durch die Senkung der Liegenschaftssteuern fehlen weitere 
CHF 600'000. Nach dem Jahr 2026 werden mindestens CHF 2.8 Mio. an Einnahmen fehlen oder 
weniger verfügbar sein. Die Verschuldung der Gemeinde wird egal mit welchem Steuersatz zuneh-
men, mit den anstehenden Investitionen. Es stellt sich die Frage, wie viele Schulden man der 
nächsten Generation hinterlassen will. Mit der Annahme der Initiative würden sich die Schulden in 
den nächsten fünf Jahren um CHF 5 Mio. erhöhen. Bei 1.62 Einheiten würden die Steuern um 
CHF 3.1 Mio. zunehmen. Es stellt sich die Frage, ob man dies wirklich will. Die Volksinitiative be-
ruht auf einen Blick zurück. Man sollte aber vorwärts schauen. Deshalb empfiehlt die GS-Fraktion 
die Ablehnung der Initiative und die Unterstützung des Gegenvoranschlags des Gemeinderates. 

Simon Schneeberger (FS/GLP): Dem bürgerlichen Forum wird für die Lancierung dieser Initiative 
gedankt. Es gibt keine ehrlichere Antwort, als das Volk zu befragen. Es müssen nun geeignete 
Argumente gefunden werden, warum man das eine tun und das andere lassen sollte. Die FS/GLP-
Fraktion setzt sich für eine gut ausbalancierte und nachhaltige Finanzpolitik ein. Man sieht einen 
Berg an Investitionen, welche anstehen. Es handelt sich um Altlasten aus vergangenen Zeiten und 
nicht um Luxusprojekte (genügend Schulraum, Infrastruktur, Strassen und bezahlbaren Wohn-
raum). Vorher wurde erwähnt, dass der Schritt in eine moderne Zukunft etwas kostet. Wenn man 
weiss, dass Investitionen anstehen, sollte man das Ersparte nicht einfach so ausgeben. Man sollte 
die Einnahmen halten und versuchen etwas zu sparen. Gespart hat man nun schon jahrelang. 
Man hat aber viel zu wenig investiert. Die Investitionen werden vor sich hergeschoben. Zu erwäh-
nen gilt es noch, dass künftig die Finanzierung der Schulden wieder teurer werden wird. Man kann 
nicht mehr mit 0 %-Zinsen rechnen. Man wird wieder anständig Zins zahlen müssen. Dies will man 
eher nicht und deshalb gilt es, ist eine höhere Verschuldung zu vermeiden. Wenn man plötzlich die 
Steuern wieder erhöhen müsste, zeigt das Beispiel Köniz auf, welche kurz vor davor war, vom 
Kanton verwaltet zu werden. Er geht davon aus, dass dies hier niemand möchte. In diesem Sinne 
lehnt die FS/GLP-Fraktion die Initiative ab. 
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Allgemeine Diskussion

Ulrich Zimmermann: Wie zu erwarten war, hat das bürgerliche Forum «auf den Deckel bekom-
men». Er hat hier noch rund 80 Unterschriften, welche nach der Eingabe der Initiative eingegangen 
sind. Deshalb kann man von toll mehr als 1'000 gesammelten Unterschriften sprechen. Er geht 
schwer davon aus, dass die Stimmberechtigten dem Anliegen folgen werden, wie dies bei der Sen-
kung der Liegenschaftssteuern der Fall war. Er hat nichts dagegen einzuwenden, wenn die Steu-
ern nur schon um einige hundert Franken für jeden Einzelnen sinken, und die Finanzen weiterhin 
gesund bleiben. 

Benjamin Ritter: Er ist grundsätzlich klar der Ansicht, dass man wie zu Hause zuerst spart und 
sich überlegt, wie man dies finanziert. Das macht er zu Hause auch so, einzig beim Kauf seines 
Hauses hat er es anders gemacht und muss nun abbezahlen. Dies ist akzeptabel. Er wäre sehr 
gerne bereit, die Freigrenze bei den Steuern hinaufzusetzen. Je günstiger die Steuern sind, desto 
mehr Leute kommen nach Spiez. Je mehr Leute kommen, desto teurer werden die Wohnungen 
und die Liegenschaften. Hier ist er nicht sicher, ob diejenigen, welche Steuern sparen, nicht gleich 
wohl mehr ausgeben müssen pro Jahr. Er ist der Ansicht, dass vor allem viele ältere Leute, welche 
gerne in eine kleinere Wohnung ziehen würden, sich dies aber gar nicht leisten können, da diese 
viel teurer ist als ihre Bisherige. Es wäre erfreulich, wenn die kantonalen Steuern sinken würden. 
Am Schluss zahlt man wieder gleich viel, wenn man dies über 10 Jahre anschaut. 

Ursula Zybach: Sie dankt für die verschiedenen Überlegungen. Sie möchte festhalten, dass sich 
ihre Zahlen immer auf den Steuerhaushalt bezogen. Urs Eggerschwiler hat den Steuerhaushalt 
und die Spezialfinanzierungen gemeinsam angeschaut. Es gibt Steuern und Gebühren und man 
will die Steuern senken. Deshalb müssen die Zahlen des Steuerhaushalts betrachtet werden. Des-
halb gibt es hier eine Differenz zum Beispiel bei der Selbstfinanzierung. Diese wird vom Gemein-
derat mit dem steuerfinanzierten Teil betrachtet. Hier wird nicht von den Gebühren gesprochen. 
Die Gemeinde hat die Ausgaben im Griff. Mit dem Budget konnten die Ausgaben besser an die 
Rechnungsergebnisse gebracht werden. Die Steuern zu budgetieren ist schwierig. Man kann ver-
suchen, ganz mutig zu budgetieren. Man liegt vielleicht gleichwohl daneben und man hat ein grös-
seres Problem. Das gleiche gilt auch bei den Investitionen. Es konnten 98 % der geplanten Investi-
tionen im Jahr 2023 realisiert werden. Es wurde erwähnt, dass die Liegenschaftssteuern im Jahr 
2025 auch sinken werden (minus CHF 650'000). Weiter fallen auch die Buchgewinne von CHF 2.2 
Mio. weg. Die Vergleiche von Andrea Frost sind immer interessant. Wenn man sich aber vorstellt, 
Wettingen, Bottmingen, Zürich, handelt es sich alles um schöne Ortschaften. Man müsste aber 
den Warenkorb betrachten und schauen, was dies in Bezug auf die Mieten, Krankenversicherun-
gen bedeutet und auch zu realisieren, dass man im Berner Oberland mit See und Berge auftrump-
fen kann. Im Berner Oberland gehört Spiez zum ersten Drittel der Gemeinden, was die Steueranla-
ge betrifft. Sie bittet, der Initiative nicht zuzustimmen. 

Andreas Grünig: Er dankt Ursula Zybach für ihr Votum. Betreffend Gesamt- und Steuerhaushalt 
kann er ihr beipflichten. Nicht beipflichten kann er ihr bei der Liegenschaftssteuer. Wie man weiss, 
ist dies eines seiner Lieblingskinder. Es heisst immer, dass die Gemeinde CHF 600'000 weniger 
hat. Dies ist falsch. Man hat dies ausgerechnet. Durch die erhöhten amtlichen Werte erhält die 
Gemeinde ca. CHF 800’00 – 850'000 mehr. Mit der Senkung des Liegenschaftssteuersatzes ver-
bleiben von den CHF 850'000 noch gute CHF 200'000 an Mehreinnahmen als früher. Es ist des-
halb nicht richtig, wenn man ausführt, dass der Gemeinde CHF 600'000 fehlen. Auf fünf Jahre auf-
gerechnet, würden somit der Gemeinde mehr als CHF 2.2 oder 2.8 Mio. fehlen, wie dies vorhin 
ausgeführt wurde. Er weiss aber nicht, wie man auf diese Zahlen kam. Die Gemeinde nimmt im-
mer noch mehr ein als früher und die moderate Steuersenkung ist verkraftbar mit 1.6 Einheiten. 
Die Stadt Bern hat 1.54. Dies würde für Spiez eine Schmerzgrenze bedeuten und deshalb plädiert 
er für 1.6, welche immer noch moderat ist. 
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Abstimmung über die Initiative

Die Initiative «Senkung der Spiezer Steueranlage auf 1.60 Einheiten wird mit 21 : 14 Stimmen, 
bei 1 Enthaltung abgelehnt. 

Diskussion über den Gegenvorschlag des Gemeinderates

Fraktionssprecher

Simon Schneeberger (FS/GLP): Die FS/GLP-Fraktion hat extrem Freude an Volksabstimmun-
gen. Der Gegenvorschlag des Gemeinderates wird unterstützt, damit das Volk klar Position bezie-
hen kann zu 1.6 oder 1.62. 

Josef Zahner (GS): Er möchte daran erinnern, was Ursula Zybach ausgeführt hat. Es handelt sich 
um eine seriöse Prüfung. Der Gemeinderat prüft jährlich die Situation und macht Vorschläge, wenn 
die notwendig ist. Corona hat die Situation in den letzten Jahren nicht einfacher gemacht, sondern 
eher erschwert. Am 22. April 2024 hat der Gemeinderat Rechenschaft über das Jahr 2023 abge-
legt und davon Kenntnis genommen. Anschliessend im Mai 2024 hat eine Analyse bezüglich die-
sem Rechnungsabschluss mit dem Beschluss für eine begründete Senkung des Steuersatzes ge-
nehmigt. Diese berücksichtigt die bereits viel diskutierten Einflussfaktoren. Deshalb unterstützt die 
GS-Fraktion den Gegenvorschlag. 

Barbara Feuz (SP): Die SP-Fraktion erachtet das Verhalten des Gemeinderates als verantwor-
tungsvoll. Zuerst wurde die Jahresrechnung 2023 abgewartet und ausgewertet und danach ent-
schieden, dass sich Spiez eine Steuersenkung auf 1.62 leisten kann. So funktionieren auch die 
Privathaushalte. Zuerst muss man prüfen, ob man genügend Einkommen hat und ob das Vermö-
gen reicht für alle anstehenden Ausgaben. Mit einer Steuersenkung auf 1.62 Einheiten profitieren 
mehr Bürgerinnen und Bürger als von der erst kürzlich angenommenen Senkung der Liegen-
schaftssteuern, von der nur wenige profitieren. Lieber nicht mit zusätzlichen, grösseren Steuersen-
kungen das Budget der Gemeinde strapazieren, um damit in einigen Jahren eine unangenehme 
Steuererhöhung zu riskieren. Eine Senkung der Steueranlage auf 1.62 Einheiten bringt für viele 
Spiezerinnen und Spiezer eine willkommene und nötige finanzielle Entlastung. Für die anstehen-
den Investitionen ist diese verantwortbar. Deshalb stimmt die SP-Fraktion dem Gegenvorschlag 
zu.

Andrea Frost (FDP): Ohne Initiative hätte der Gemeinderat auch keine Steuersenkung beantragt. 
Sie kam auch relativ spät. Seit 2022 wurden immer wieder Vorschläge unterbreitet. Ohne Initiative 
wäre gar nichts zustande gekommen. 

Pascal Grünig (SVP): Es ist speziell, dass eine Steuersenkung auf 1.60 bekämpft und eine Sen-
kung auf 1.62 bejubelt wird und dies mit den etwa gleichen Argumenten, wie die des Initiativkomi-
tees. 

Allgemeine Diskussion

Benjamin Carisch: Aus den Voten im ersten Teil hat er viel Angst verspürt. Angst, dass man gros-
se Probleme bekommt, wenn man den Steuerzahlenden mehr als doppelt so viele Steuern nimmt, 
wie dies in anderen Gemeinden der Fall ist. Er möchte allen Anwesenden, welche diese Bedenken 
teilen, mitgeben, dass man auch den Gegenvorschlag ablehnen darf. Dies ist erlaubt. Mit einem 
Steuerfuss von 1.65 würde die Angst genommen, welche einige hier plagen. Er empfiehlt, eben-
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falls den Gegenvorschlag abzulehnen. Damit würde den Stimmberechtigten die Auswahl zwischen 
1.60 und 1.65 gegeben. Damit wäre man auch konsequent. 

Abstimmung über den Gegenvorschlag des Gemeinderates

Dem Gegenvorschlag des Gemeinderates «Senkung der Spiezer Steueranlage auf 1.62 Ein-
heiten wird mit 21 : 14 Stimmen, bei 1 Enthaltung zugestimmt.

Beschluss   (mit 21 : 14 Stimmen, bei 1 Enthaltung)
   
Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 29 ff der Gemeindeordnung

beschliesst:

1. Den Stimmberechtigten wird die Ablehnung der Gemeindeinitiative «Senkung der Spiezer 
Steueranlage auf 1.60 Einheiten» und die Annahme des Gegenvorschlags mit einer Gemein-
desteueranlage von 1.62 Einheiten empfohlen.

2. Das Ratsbüro GGR wird beauftragt, die Urnenbotschaft zu Handen der Volksabstimmung vom 
9. Februar 2025 zu genehmigen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Präsidentin Die Sekretärin

J. Brunner T. Brunner

Geht an
-


